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232 Verordnung 


betr. Zulaſſung von Motorbooten. 
Vom 18. Oktober 1935. 


Auf Grund von $ 1 Ziffer 9 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes verordnet: 


8 1 
Die Bekanntmachung betr. Zulaſſung von Motorbooten zum Verkehr vom 29. Juli 1915 (Reichs⸗ 
geſetzblatt S. 485) und die Bekanntmachung betr. Zulaſſung von Motorbooten zum Verkehr vom 
27. Juli 1916 (Reichsgeſetzblatt S. 853) werden aufgehoben. 
8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 18. Oktober 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


283 Polizeiverordnung 
über die Sicherheit des Betriebes von Motorbooten. 
Vom 18. Oktober 1935. 

Auf Grund des $ 136 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Preuß. Geſetzſammlung S. 195) in der Faſſung der Rechtsverordnung des Senats vom 25. September 
1934 (G. Bl. S. 705) wird verordnet: 

4 

Motorboote dürfen nur verkehren, wenn die Maſchinenanlage und die Betriebseinrichtungen den 
anerkannten Regeln der Technik entſprechen. 

Als Motorboote im Sinne dieſer Polizeiverordnung gelten nicht Sportfahrzeuge mit Hilfsmotor 
und Segel-, Ruder- oder Paddelboote mit Außenbordmotor. 


8 2 

Der Eigentümer oder Halter eines Motorbootes iſt verpflichtet, vor Inbetriebſetzung des Fahr⸗ 
zeuges dem Polizeipräſidenten zu Danzig durch Vorlage einer Beſcheinigung der Dampfleſſel-ber⸗ 
wachung e. V. für die Freie Stadt Danzig den Nachweis zu führen, daß die Anlage dem $ 1 ent⸗ 
ſpricht. 

Mit der Vorlage des Nachweiſes ſind folgende Angaben einzureichen: 

1. Namen und Wohnort des Eigentümers des Bootes, 

2. Namen und Heimatsort des Bootes, 

3. Firma, die das Boot hergeſtellt hat, Baujahr und Bauart, 

4, die Beſtimmung des Bootes, 
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5. die Angaben der Länge über alles (größte Länge vom Vorderſteven bis zum Achterſteven 
oder Hinterkante Spiegel) und der größten äußeren Breite des Bootes, 
6. die Angabe, wo der Verkehr ſtattfinden ſoll. 


8 3 

Über die erfolgte Anmeldung fertigt der Polizeipräſident eine widerrufliche, ſtempel- und koſten⸗ 
freie Beſcheinigung aus, die ſicherheitspolizeilſche Auflagen auch in Bezug auf die Fahrtgrenzen ent⸗ 
halten kann. 

Die Beſcheinigung verliert ihre Gültigkeit, wenn am Bootskörper oder der Betriebsanlage weſent⸗ 
liche Veränderungen vorgenommen werden oder das Boot in das Eigentum eines anderen übergeht 
oder ſeinen Halter wechſelt. 

Der Polizeipräſident iſt berechtigt, Nachprüfungen über den Zuſtand der zugelaſſenen Motorboote 
anzuordnen. ; RZ: 

8 4 

Motorboote des Staates, der Stadtgemeinde Danzig und des Hafenausſchuſſes unterliegen den 
Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung nicht. 

Der Polizeipräſident iſt berechtigt, weitere Ausnahmen zuzulaſſen. 


8 5 

Wer ein Motorboot führt oder als Halter des Fahrzeuges von einem Dritten führen läßt, ohne 
daß eine gültige Beſcheinigung gemäß $ 3 dieſer Polizeiverordnung für das Boot vorliegt, wird mit 
Geldſtrafe bis zu 300, — Gulden, an deren Stelle im Unvermögensfalle entſprechende Haft tritt, be- 
ſtraft. 

Die gleiche Strafe trifft, wer als Führer des Fahrzeuges die in der polizeilichen Beſcheinigung 
enthaltenen Auflagen nicht beachtet oder als Halter desſelben nicht für die Innehaltung dieſer Auflagen 
Sorge trägt. 

8 6 

Die Polizeiverordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Die auf Grund der bisherigen Vor⸗ 
ſchriften zugelaſſenen Motorboote unterliegen den Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung. Zur Erfüllung 
der Verpflichtungen aus den 88 1 und 2 wird für dieſe eine Friſt von 2 Monaten beſtimmt. 


Danzig, den 18. Oktober 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


284 Druckfehlerberichtigung. 

Im Geſetzblatt Nr. 110 vom 6. November 1935 Seite 1061 muß es in dem Inhaltsverzeichnis 
und in der Überſchrift bei der 16. Verordnung * ſtatt: 22. September 1935 heißen: „22. Sep⸗ 
tember 1933“, 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die 1 5 . zo 0 Ausgabe A u. B je 3,75 G, 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der — — Poſtenttalt zu erfolgen. Für Beamte (fiehe 
Staatsanz f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 G. 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


